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Der Personalverband der Stadt Biel hat sich diesen Herbst
gegen eine Auslagerung der städtischen Alters- und Pflegeheime
klar positioniert. Das Bieler Parlament hatte 2016 mittels
Motion  entschieden,  diese  in  eine  gemeinnützige
Aktiengesellschaft auszugliedern. Am 21. September 2017 sollte
es den nächsten Schritt durchbrechen und einen Kreditantrag
von CHF 680’000.- zustimmen, damit die Umsetzungsarbeiten an
die Hand genommen werden könnten.

Der Personalverband der Stadt Biel PVBB und der Verband des
Personals öffentlicher Dienste VPOD haben zu einer Ablehnung
dieses  Kreditantrages  angerufen.  Und  dies  mit  Erfolg:  der
Stadtrat hat den Antrag zurückgeschickt. Beide Verbände waren
klar der Ansicht, dass es Tätigkeitsfelder im öffentlichen
Bereich  gibt,  welche  zwingend  unter  der  Führung  der
öffentlichen  Verwaltung  stehen  müssen.  Dazu  gehört  unter
anderem auch der Bereich der Alters-pflege und Betreuung. Nur
so kann aus Sicht der Verbände eine qualitativ gute Leistung
für  die  Bevölkerung  der  Stadt  Biel  erbracht  werden.  Die
Stadtverwaltung Biel führt vier Alters- und Pflegeheime mit
insgesamt 276 Plätzen und ca. 220 Vollzeitstellen, was etwa
40% des Angebots in Biel entspricht.

Obschon  die  Auslagerung  in  eine  Aktiengesellschaft  geplant
war, welche in vollständigem Besitz der Stadt sein sollte, ist
aus Sicht des PVBB und des VPOD das Risiko zu gross, dass
zukünftig  mehrheitlich  wirtschaftliche  Aspekte  beim  Betrieb
der APH’s im Vordergrund stehen. Der PVBB und der VPOD sind
der  Überzeugung,  dass  mit  der  Umwandlung  in  eine  neue
Trägerschaft  schlussendlich  die  Nutzerinnen  und  Nutzer  der
Heime aber auch das Personal auf der Strecke bleiben werden.

https://oeffentlichespersonal.ch/verbaende/2017/11/1081
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Der PVBB ist jedoch der Ansicht, dass strukturelle Mängel,
welche derzeit die Autonomie der Heime einschränken und einen
effizienten  Betrieb  behindern,  behoben  werden  müssen.  Er
vertritt  aber  klar  die  Haltung,  dass  dies  auch  in  einer
Struktur  wie  der  Stadtverwaltung  geschehen  kann.  Mit  der
Ablehnung  des  Kredites  ist  jetzt  der  Weg  frei  für  eine
Diskussion über die Organisation der Alters- und Pflegeheime
der  Stadt  Biel  als  starker  Dienstleister  im  öffentlichen
Service Public, welcher Teil der Stadtverwaltung Biel bleibt.
Der PVBB stellt sich für eine konstruktiven Dialog in diesem
Sinn zur Verfügung.


